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Antrag 

der Abgeordneten Christoph Matschie, Michael Müller (Düsseldorf), Klaus 
Lennartz, Klaus Barthel, Wolfgang Behrendt, Friedhelm Julius Beucher, Rudolf 
Bindig, Ursula Burchardt, Marion Caspers-Merk, Dr. Marliese Dobberthien, Ludwig 
Eich, Annette Faße, Elke Ferner, Lothar Fischer (Homburg), Anke Fuchs (Köln), 
Arne Fuhrmann, Monika Ganseforth, Angelika Graf (Rosenheim), Dr. Liesel 
Hartenstein, Klaus Hasenfratz, Dr. Barbara Hendricks, Reinhold Hiller (Lübeck), 
Lothar Ibrügger, Volker Jung (Düsseldorf), Susanne Kästner, Marianne Klappert, 
Fritz Rudolf Körper, Walter Kolbow, Horst Kubatschka, Eckart Kuhlwein, Konrad 
Kunick, Christine Kurzhals, Dr. Christine Lucyga, Heide Mattischeck, Ulrike Mehl, 
Jutta Müller (Völklingen), Günter Oesinghaus, Georg Pfannenstein, Karin Rehbock- 
Zureich, Reinhold Robbe, Gerhard Rübenkönig, Siegfried Scheffler, Walter Schöler, 
Dietmar Schütz (Oldenburg), Richard Schuhmann (Delitzsch), Reinhard Schultz 
(Everswinkel), Dr. Angelica Schwall-Düren, Ernst Schwanhold, Wieland Sorge, 

Dr. Dietrich Sperling, Dr. Peter Struck, Dr. Bodo Teichmann, Jella Teuchner, Hans 
Georg Wagner, Reinhard Weis (Stendal), Lydia Westrich, Heidemarie Wieczorek- 
Zeul, Berthold Wittich, Dr. Wolfgang Wodarg, Verena Wohlleben, Rudolf Scharping 
und der Fraktion der SPD 


Minderung der COs-Emissionen von Pkw 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf: 

1. auf EU-Ebene initiativ zu werden mit dem Ziel, verbindliche 
C02-Emissionsgrenzwerte für Personenkraftwagen festzule- 
gen, die bei der Neuzulassung von Kraftfahrzeugen eingehal- 
ten werden müssen; 

2. sich in der EU für eine stufenweise Anhebung der Mindest- 
steuersätze auf Benzin und Diesel einzusetzen, um weiterge- 
hende C02-Einsparpotentiale zu erschließen; 

3. zu prüfen, ob eine nationale Festlegung verbindlicher CO 2 - 
Grenzwerte für Pkw rechtlich und ohne Nachteile für den Wirt- 
schaftsstandort Deutschland möglich ist, und wenn ja, eine na- 
tionale Regelung umzusetzen. 

Damit die Modellvielfalt erhalten bleibt, sollen die verbindlichen 
C02-Grenzwerte an 5 Gewichtsklassen der Pkw geknüpft werden. 
Die C02-Emissionen werden nach dem Europäischen Fahrzyklus 
(Richtlinie 93/116/EG) ermittelt. Orientiert an den Innovationszy- 
klen der Automobilindustrie werden die zulässigen C02-Grenz- 
werte alle 4 Jahre um 15 % abgesenkt, wobei die exakten Zahlen 
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abgerundet werden. Damit wird eine langfristige Planungssicher- 
heit für die Automobilindustrie geschaffen. 

Im Einzelfall soll folgendes gelten: 

Pkw - Leergewicht Zulässige CO 2 Emissionen 

in kg in g/km ab dem Jahr 2002 


bis 950 130 

950-1 300 155 

1 300-1 650 180 

1 650-1 850 200 

über 1 850 225 


Nach dem Jahr 2006 soll die Regelung im Licht der aktuellen tech- 
nischen Möglichkeiten im Hinblick auf vorhandene Minderungs- 
potentiale überprüft werden. Insbesondere soll überprüft werden, 
wie möglichst schnell ein einheitlicher C02-Grenzwert erreicht 
werden kann. 


Zulässige CO 2 Emissionen 
in g/km ab dem Jahr 2006 

110 

130 

150 

170 

190 
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Begründung 

CO 2 ist ein Schadstoff für die Umwelt. Die C02-Emission von Kraft- 
fahrzeugen sollte daher nach dem gleichen Muster national wie 
auf europäischer Ebene bekämpft werden wie andere Schadstof- 
fe, d. h. durch einen Grenzwert verbunden mit einem definierten 
Meßverfahren. Als Meßverfahren bietet sich der europäische Fahr- 
zeugzyklus nach Richtlinie 93/116 an. 

Bereits bei der Diskussion um die EURO-II-Norm wurde die Ein- 
führung von C02-Grenzwerten bei der Zulassung neuer Kraft- 
fahrzeuge im Europäischen Parlament diskutiert. 

Leider hat die EU-Kommission auch bei den Vorschlägen für die 
EURO-Norm-lII keine verbindlichen Grenzwerte für CO 2 vorge- 
schlagen. Allerdings stellt der Rat zum Vorschlag der Kommission 
zur Minderung der C02-Emissionen von Personenkraftwagen in 
seinen Schlußfolgerungen fest, daß als zusätzliche Maßnahmen 
auch verbindliche C02-Emissionsgrenzwerte auf ihre Effizienz ge- 
prüft werden müssen, falls sich die vorgeschlagene Strategie als 
nicht wirksam genug erweist. Unter Punkt 4 der Schlußfolgerun- 
gen des Rates wird festgestellt: „Der Rat ist besorgt über die Mög- 
lichkeit, daß der von der Kommission vorgeschlagene Strategie- 
einsatz letztendlich nicht ausreichend sein könnte. " (EU, Rat 2. Juli 
1996, 8748/96). 

Der Ausschuß für Verkehr und Fremdenverkehr des Europäischen 
Parlaments bezeichnet das von der Kommission anvisierte Ziel ei- 
nes Kraftstoffverbrauches von 5 Liter pro 100 km bei Fahrzeugen 
mit Benzinmotoren und 4,5 Liter pro 100 km bei Dieselfahrzeugen 
bis 2005 als äußerst bescheiden. Wissenschaft und Industrie haben 
eingeräumt, daß in der Fahrzeugindustrie ein Ziel von 3 Liter pro 
100 km bei Fahrzeugen mit Benzinmotoren technisch durchaus rea- 
lisierbar ist. [Europäisches Parlament, 4. Oktober 1996, Stellung- 
nahme des Ausschusses für Verkehr und Fremdenverkehr zur Mit- 
teilung der Kommission an den Rat KOM (95) 0689-C4-0000/95]. 

Auch der Ausschuß für Forschung, technologische Entwicklung und 
Energie des Europäischen Parlaments hält das C02-Verminde- 
rungsziel der Kommission für nicht ausreichend. Für die Zukunft 
müssen noch striktere Forderungen gestellt werden, und dabei ist 
es von großer Bedeutung, daß dies im Einverständnis mit allen be- 
teiligten Parteien geschieht und nicht nur in einer Absprache zwi- 
schen der Kommission und der Automobilindustrie. (Europäisches 
Parlament, 31. Oktober 1996, Stellungnahme des Ausschusses für 
Forschung, technologische Entwicklung und Energie zur Mitteilung 
des Kommission an den Rat, KOM (95) 0689-C4-0015/96/-96/0358. 

In der Sitzung des Europäischen Parlaments vom 10. April 1997 
wird in einer Entschließung festgestellt, daß die von der Kommis- 
sion vorgeschlagenen Maßnahmen zur Minderung der C02-Emis- 
sionen von Personenkraftwagen und zur Senkung des durch- 
schnittlichen Kraftstoffverbrauches nicht ausreichend sind. 
Insbesondere wird der Kommissionsvorschlag für eine freiwillige 
Vereinbarung zwischen der Gemeinschaft und der Automobilin- 
dustrie abgelehnt. Das Europäische Parlament fordert die Kom- 
mission u. a. auf, in dem Vorschlag zur Änderung der Richtlinie 
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70/220/EWG für die Verringerung der C02-Emissionen durch 
Kraftfahrzeuge mittels Einführung abgestufter Grenzwerte si- 
cherzustellen, daß im Jahre 2005 der durchschnittliche CO 2 -AUS- 
stoß aller neu zugelassenen Kraftfahrzeuge in der EU bei maximal 
120 g C 02 /km liegt, was einem durchschnittlichen Verbrauch bei 
Fahrzeugen mit Benzinmotor von 5 Litern/100 km und bei Fahr- 
zeugen mit Dieselmotoren von 4,5 Litern/100 km entspricht; eine 
weitere Stufe soll eine weitere Reduzierung des durchschnittlichen 
C02-Ausstoßes vor dem Jahr 2010 auf 90 g C02/km vorsehen. Dar- 
über hinaus werden steuerliche Anreize für Pkw, die wenig Kraft- 
stoff verbrauchen, gefordert. Ebenso wird auf die Bedeutung einer 
Erhöhung der Mindestverbrauchsteuersätze für Benzin und Die- 
sel hingewiesen, da die heutigen Kraftstoffpreise den Verbraucher 
nicht hinreichend motivieren, ein Fahrzeug mit niedrigerem Kraft- 
stoffverbrauch zu erwerben. (Europäisches Parlament Protokoll 
der Sitzung vom 10. April 1997, PE 258 436, S. 121-125). 

Der Bundesrat fordert zum Kommissionsvorschlag zur Minderung 
von C02-Emissionen von Personenkraftwagen gesetzliche Rege- 
lungen für verbindliche Kraftstoffverbrauchs- bzw. C02-Emissi- 
onsgrenzwerte und stellt fest, daß die Kommissionsmitteilung und 
die darin vorgelegte Strategie qualitativ deutlich hinter dem 
zurückbleibt, was bereits 1992 vom Bundesrat für notwendig und 
erreichbar angesehen wurde. (BR-Drucksache 158/96 vom 3. Mai 
1996). 

In der Studie „Gesamtwirtschaftliche Beurteilung von C02-Min- 
derungsstrategien" vom November 1996 des Rheinisch Westfäli- 
schen Instituts für Wirtschaftsforschung (RWI) Essen und des In- 
stituts für Wirtschaftsforschung München (IFO) vom November 
1996 wird u. a. die Festlegung von C02-Richtwerten vorgeschla- 
gen. Durch diese Maßnahme, verbunden mit einer Umwandlung 
der Kfz-Steuer in eine schadstoffabhängige Steuer mit C02-Kom- 
ponente, kann der Durchschnittsverbrauch neu zugelassener Pkw 
zum Jahre 2005 auf 5 bis 6 Liter verringert werden. 

Bereits im November 1992 wurde der Kommission der Europäi- 
schen Gemeinschaften ein Bericht vorgelegt, der den Titel „Policy 
Options for the Control of Car C02-Emissions" trägt. Darin wer- 
den konkrete C02-Grenzwerte für verschiedene Gewichtsklassen 
von Pkw vorgeschlagen. Beim Überschreiten dieser gewichtsab- 
hängigen C02-Begrenzungen werden hohe Abgabezahlungen fäl- 
lig. Die Grenzwerte für die C02-Emission sollen für künftige Jah- 
re ständig niedriger gelegt werden. Dabei ist vorgesehen, dem 
großen Pkw mehr abzuverlangen als dem kleinen. Eine aufwen- 
dige und teure Lösung ist beim großen Pkw eher vertretbar. Auch 
ist der kleine Pkw schon sparsam und die Minderung der CO 2 - 
Emission ist nicht gleich so notwendig wie beim großen Fahrzeug. 
(Commission of the European Communities, Brüssels, 3. Novem- 
ber 1992, III/VE(SEC/70, Policy options for Car C02-Emissions, 
Report of the MVEG ad hoc group). 

Der Deutsche Bundestag ist überzeugt, daß feste C02-Emissions- 
grenzwerte bei Pkw die Treibhausemissionen des Verkehrs schnel- 
ler vermindern werden als freiwillige Vereinbarungen mit der In- 
dustrie. 
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